
Lausanne, 16. April 2024

Medienmitteilung des Bundesgerichts

Urteil vom 18. März 2024 (7B_261/2023)

Electronic Monitoring: Erweiterung des Anwendungsbereichs

Electronic Monitoring (elektronische Überwachung) kann als Strafvollzugsform in Be-
tracht kommen, wenn der vollziehbare Teil einer teilbedingten Freiheitsstrafe höchs-
tens 12 Monate beträgt. Das Bundesgericht gleicht seine Praxis zum Electronic Moni-
toring derjenigen zur Halbgefangenschaft an. Bis anhin war Electronic Monitoring nur
zulässig, wenn die Gesamtfreiheitsstrafe nicht über einem Jahr lag.

Das Obergericht  des Kantons Bern hatte eine Frau 2019 zu einer Freiheitsstrafe von
36 Monaten verurteilt; 10 Monate davon sprach es unbedingt aus. Ihr Gesuch um Voll-
zug des unbedingten Teils der Freiheitsstrafe in Form von Electronic Monitoring wurde
abgewiesen, ebenso ihre spätere Beschwerde ans Berner Obergericht. 

Das Bundesgericht heisst die Beschwerde der Frau gut und weist die Sache zu neuem
Entscheid zurück ans Berner Obergericht. Als Alternative zum Normalvollzug einer Frei -
heitsstrafe in einer Strafanstalt wurden per 1. Januar 2018 für kurze Freiheitsstrafen unter
anderem die  besonderen  Vollzugsformen  der  Halbgefangenschaft  und  des  Electronic
Monitoring eingeführt. Sowohl die Halbgefangenschaft als auch die elektronische Über-
wachung kommen von Gesetzes wegen nur bei Freiheitsstrafen mit einer Maximaldauer
von 12 Monaten in Frage. In seiner bisherigen Rechtsprechung ging das Bundesgericht
davon aus,  dass als  zeitliche Voraussetzung für  Electronic  Monitoring die  ausgespro -
chene Gesamtfreiheitsstrafe (unbedingter und bedingter Teil) 12 Monate nicht überstei -
gen dürfe. Es liegen ernsthafte sachliche Gründe vor, diese Praxis aufzugeben und die
zeitliche Grenze für Electronic Monitoring derjenigen für Halbgefangenschaft  anzuglei -
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chen. Bei der Prüfung beider besonderer Strafvollzugsformen ist demnach massgebend,
dass der unbedingt ausgesprochene – also der tatsächlich vollziehbare – Teil der Frei-
heitsstrafe nicht mehr als 12 Monate beträgt. Zu diesem Ergebnis kommt das Bundesge-
richt  aufgrund  der  Auslegung  der  seit  dem  1.  Januar  2018  geltenden  Regelung  der
besonderen Vollzugsformen auf Bundesebene. Unter anderem berücksichtigt  es dabei
die entsprechenden parlamentarischen Debatten und die in der Lehre geübte Kritik. Im
konkreten  Fall  beträgt  der  unbedingt  ausgesprochene  Strafteil  10  Monate,  womit  ein
Electronic Monitoring grundsätzlich in Betracht fällt. Das Berner Obergericht wird prüfen
müssen, ob die weiteren Voraussetzungen dieser Vollzugsform erfüllt sind; dazu gehört
unter anderem, dass weder Flucht- noch Rückfallgefahr besteht.

Kontakt: Peter Josi, Medienbeauftragter
Tel. +41 (0)21 318 91 53; Fax +41 (0)21 323 37 00
E-Mail: presse@bger.ch

Hinweis: Die Medienmitteilung dient zur Information der Öffentlichkeit und der Medien. Die 
verwendeten Formulierungen können vom Wortlaut des Urteils abweichen; für die Recht-
sprechung ist einzig das schriftliche Urteil massgebend. 

Das Urteil ist ab 16. April 2024 um 13:00 Uhr auf www.bger.ch   abrufbar: Rechtsprechung > 
Rechtsprechung (gratis) > Weitere Urteile ab 2000 > 7B_261/2023   eingeben.
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